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1. Allgemeiner Teil des BGB
a) Bei langjährigen Energielieferungsverträgen, bei denen der Kunde 
längere Zeit Preiserhöhungen unbeanstandet hingenommen hat und 
nun auch für länger zurückliegende Zeitabschnitte die Unwirksam­
keit der Preiserhöhungen geltend macht, ist die durch die Unwirk­
samkeit oder die unwirksame Einbeziehung einer Preisanpassungs­
klausel entstandene Regelungslücke regelmäßig im Wege der 
ergänzenden Vertragsauslegung dadurch zu schließen, dass der Kun­
de die Preiserhöhungen, die zu einem den vereinbarten Anfangspreis 
übersteigenden Preis führen, nicht geltend machen kann, wenn er sie 
nicht innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren nach Zugang der 
jeweiligen Jahresabrechnungen, in der die Preiserhöhung erstmals be­
rücksichtigt worden ist, beanstandet hat.
b) Der danach maßgebliche Preis tritt endgültig an die Stelle des A n­
fangspreises. Die Wirkung einer einmai erforderlich gewordenen er­
gänzenden Vertragsauslegung ist folglich nicht auf den Zeitraum be­
schränkt, in dem das Versorgungsunternehmen aufgrund der 
widerspruchslosen Zahlungen des Kunden keinen Anlass hatte, das 
Bezugsverhältnis zu kündigen....................................................................... 43
Zur Verlängerung der Frist für die Verjährung einer Bürgschaitsfor- 
derung von drei Jahren auf fünf Jahre in Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen........................................................................................................... 83
a) Ist ein Architekt mit Leistungen unter Verweis auf alle Leistungs­
phasen nach § 15 Abs. 2 H O A I (2002) in Bezug auf Erweiterung, 
Umbau, Modernisierung und Instandsetzung/Instandhaltung von 
vier Altbaumietshäusern beauftragt, ohne dass geklärt war, ob und 
für welche der Gebäude welche Arbeiten durchgeführt werden soll­
ten, ist dieser Vertrag hinsichtlich der sich aus der vereinbarten 
Grundlagenermittlung entsprechend Leistungsphase 1 ergebenden 
Pflichten hinreichend bestimmt.
b) Bezüglich der weiteren Pflichten des Architekten entsprechend 
Leistungsphasen 2 bis 9 nach § 15 Abs. 2 H O A I (2002) ist ein solcher
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Vertrag im Zeitpunkt des Vertragsschlusses weder bestimmt noch ob­
jektiv bestimmbar.
c) Eine solche fehlende Bestimmtheit im Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses führt dann nicht zur Unwirksamkeit des Vertrages, wenn 
die Vertragsparteien eine (stillschweigende) Vereinbarung getroffen 
haben, nach der dem Auftraggeber ein Leistungsbestimmungsrecht 
hinsichtlich des Inhalts der Leistungspflichten des Architekten zu­
steht.....................................................................................................................  107

10 Swap-Geschäfte einer nordrhein-westfälischen Gemeinde, die aus­
schließlich der Erzielung eines Spekulationsgewinns dienen, sind we­
der wegen einer Überschreitung des der Gemeinde gesetzlich zuge­
wiesenen Wirkungskreises unwirksam noch wegen eines Verstoßes 
gegen ein etwaiges gemeindliches Spekulationsverbot nichtig.
Ein Swap-Geschäft ist sittenwidrig und nichtig, wenn es darauf ange­
legt ist, den Vertragspartner der Bank von vornherein chancenlos zu 
stellen.
Das Leistungsverweigerungsrecht aus §§ 242, 249 Abs. 1 BGB, mit 
dem der Schuldner eine Forderung des Gläubigers abwehrt, die der 
Gläubiger durch eine zum Schadenersatz verpflichtende Pflichtver­
letzung erlangt hat, verjährt außerhalb des Anwendungsbereichs des 
§ 853 BGB mit dem zugrundeliegenden Anspruch auf Aufhebung der 
Forderung aus §280 Abs. 1 BGB................................................................  117

11 a) Für die Frage, ob ein von § 213 Alt. 1 BGB erfasster Fall elektiver 
Konkurrenz mehrerer Ansprüche vorliegt, ist allein maßgeblich, dass 
das Gesetz dem Gläubiger generell mehrere, einander ausschließende 
Ansprüche zur Auswahl stellt. Daher werden von der dort angeord­
neten Erstreckung der Wirkung verjährungshemmender oder den 
Neubeginn der Verjährung auslösender Maßnahmen sämtliche in 
§ 437 BGB aufgeführten kaufrechtlichen Nacherfüllungs- und Ge­
währleistungsrechte erfasst, die auf demselben Mangel beruhen.
b) Die in § 213 Alt. 1 BGB angeordnete Wirkungserstreckung gilt 
auch dann, wenn die wahlweise bestehenden Ansprüche in ihrem 
Umfang über den mit der Klage geltend gemachten Anspruch hinaus­
gehen.................................................................................................................... 151
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2. Schuldverhältnisse

a) Allgemeine Vorschriften
6 Zur Verlängerung der Frist für die Verjährung einer Bürgschaftsfor­

derang von drei Jahren auf fünf Jahre in Allgemeinen Geschäftsbe­
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7 Die Zahlung an eine Person, für die ein Betreuer bestellt und ein
Einwilligungsvorbehalt für den Bereich der Vermögenssorge ange­
ordnet ist, hat keine Erfüllungswirkung..................................................... 90

10 Ist Schadensereignis eine Beratungspflichtverletzung anlässlich des 
Abschlusses konkreter Swap-Geschäfte, können Vorteile, die aus zu 
anderen Zeiten geschlossenen Swap-Verträgen aufgrund einer geson­
derten Beratung resultieren, auch bei Gleichartigkeit der Pflichtver­
letzung mangels Nämlichkeit des Schadensereignisses im Zuge der 
Vorteilsausgleichung keine Berücksichtigung finden. Das gilt auch, 
wenn den Swap-Geschäften der Rahmenvertrag für Finanzterminge­
schäfte zugrunde liegt. Verhält sich der Vertragspartner der Bank in 
seiner Reaktion auf die immer gleiche Pflichtverletzung widersprüch­
lich, indem er an für ihn günstig verlaufenden Geschäften festhält, 
während er ihm nachteilige Geschäfte rückabzuwickeln sucht, ist dies 
bei der Prüfung der haftungsbegründenden Kausalität zu würdigen. 117

15 Die Bestimmung in N r. 26 Abs. 1 AGB-Sparkassen in der Fassung 
vom 1. November 2009
»Soweit keine zwingenden Vorschriften entgegenstehen und weder 
eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart 
ist, können sowohl der Kunde als auch die Sparkasse die gesamte 
Geschäftsbeziehung oder einzelne Geschäftszweige jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Kündigt die Sparkasse, 
so wird sie den berechtigten Belangen des Kunden angemessen Rech­
nung tragen, insbesondere nicht zur Unzeit kündigen. Für die Kündi­
gung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (z. B. Girovertrag oder 
Kartenvertrag) durch die Sparkasse beträgt die Kündigungsfrist min­
destens zwei Monate.«
ist intransparent und nach § 307 Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB gegenüber 
Verbrauchern unwirksam, soweit sie das Recht der Sparkasse zur or­
dentlichen Kündigung betrifft....................................................................... 220

18 Ein endfälliger Verbraucherdarlehensvertrag, auf den der Darlehens­
nehmer während der Laufzeit nur Zinsen an den Darlehensgeber 
zahlt, und ein im Zusammenhang damit abgeschlossener Vertrag über 
eine Kapitallebensversicherung, mit der das Darlehen bei Fälligkeit 
getilgt werden soll, sind keine verbundenen Verträge im Sinne des
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§ 358 Abs. 3 BGB in der Fassung des Gesetzes vom 23. Juli 2002 
(BGBl. I S. 2850), wenn die Versicherungsprämie nicht in Form einer 
Einmalzahlung zu entrichten ist, die ganz oder teilweise durch das 
Darlehen finanziert wird. In diesem Fall kommt auch keine analoge 
Anwendung von § 358 BGB in Betracht....................................................
a) Indem der Sozialhilfeträger der Zahlungsverpflichtung des Hilfe­
empfängers gegenüber dem Leistungserbringer (hier: ambulanter 
Pflegedienst) durch Kostenübernahmebescheid beitritt, wandelt sich 
die zivilrechtliche Schuld aus dem zwischen dem Hilfeempfänger und 
dem Leistungserbringer geschlossenen Dienstleistungsvertrag nicht in 
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tretungsregelung der Gesellschaft, ist die Schriftform des Vertrags 
auch dann gewahrt, wenn nur ein Vorstandsmitglied ohne Vertre­
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a) Ist ein Architekt mit Leistungen unter Verweis auf alle Leistungs­
phasen nach § 15 Abs. 2 H O A I (2002) in Bezug auf Erweiterung, 
Umbau, Modernisierung und Instandsetzung/Instandhaltung von 
vier Altbaumietshäusern beauftragt, ohne dass geklärt war, ob und 
für welche der Gebäude welche Arbeiten durchgeführt werden soll­
ten, ist dieser Vertrag hinsichtlich der sich aus der vereinbarten 
Grundlagenermittlung entsprechend Leistungsphase 1 ergebenden 
Pflichten hinreichend bestimmt.
b) Bezüglich der weiteren Pflichten des Architekten entsprechend 
Leistungsphasen 2 bis 9 nach § 15 Abs. 2 H O A I (2002) ist ein solcher 
Vertrag im Zeitpunkt des Vertragsschlusses weder bestimmt noch ob­
jektiv bestimmbar.
c) Eine solche fehlende Bestimmtheit im Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses führt dann nicht zur Unwirksamkeit des Vertrages, wenn 
die Vertragsparteien eine (stillschweigende) Vereinbarung getroffen 
haben, nach der dem Auftraggeber ein Leistungsbestimmungsrecht 
hinsichtlich des Inhalts der Leistungspflichten des Architekten zu­
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Die beratende Bank ist im Zweipersonenverhältnis grundsätzlich bei 
allen Swap-Geschäften, denen kein konnexes Grundgeschäft zuge­
ordnet ist, verpflichtet, unter dem Gesichtspunkt eines schwerwie­
genden Interessenkonflikts über die Einpreisung eines anfänglichen 
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a) Die bei einer Mietsache für eine konkludent getroffene Beschaffen­
heitsvereinbarung erforderliche Einigung kommt nicht schon da­
durch zustande, dass dem Vermieter eine bestimmte Beschaffenheits­
vorstellung des Mieters bekannt ist. Erforderlich ist vielmehr, dass 
der Vermieter darauf in irgendeiner Form zustimmend reagiert.
b) Die in § 22 Abs. la  BImSchG vorgesehene Privilegierung von Kin­
derlärm ist auch bei einer Bewertung von Lärmeinwirkungen als 
Mangel einer gemieteten Wohnung zu berücksichtigen.
c) Nachträglich erhöhte Geräuschimmissionen, die von einem N ach­
bargrundstück ausgehen, begründen bei Fehlen anderslautender Be­
schaffenheitsvereinbarungen grundsätzlich keinen gemäß § 536 
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den Elektrizitätsversorgungsunternehmen und dem für sie regelver­
antwortlichen Übertragungsnetzbetreiber nach § 14 Abs. 3 EEG 2004 
und § 14 Abs. 3 EEG 2006 werden die von einem Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen außerhalb eines der allgemeinen Versorgung die­
nenden Netzes an mit ihm verbundene, juristisch selbständige U nter­
nehmen gelieferten Strommengen auch dann einbezogen, wenn es 
sich um einen eng verflochtenen Konzernverbund handelt. Von dem 
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selbst erzeugt und verbraucht und nicht an andere abgegeben werden; 
in diesen Fällen fehlt es an einer Lieferung des Stroms im Sinne des 
Gesetzes.
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